
 

19.2-7.5   Untermaßnahme 7.5 

M07.5 – Förderung für Investitionen zur öffentlichen Verwendung in Freizeitinfrastruktur, Fremden-
verkehrsinformation und kleinen touristischen Infrastrukturen 

 

Rechtsgrundlage 

Artikel 20, Paragraph 1, Buchstabe (e) der Verordnung (UE) des Rates Nr. 1305/2013 

 

Ziele der Untermaßnahme 

Für die ländlichen Gebiete stellt der Tourismus einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar und trägt we-
sentlich zur Schaffung von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor bei. Es ist dabei erforderlich, die 
Tourismusentwicklung im ländlichen Raum und speziell auch im alpinen Raum angebotsseitig so-
wohl mit kleinen investiven als auch mit Soft-Maßnahmen zu unterstützen. Auf diese Weise können 
die touristischen Entwicklungsperspektiven verbessert und Beschäftigung und Wertschöpfung im 
Tourismus im ländlichen Raum gesteigert werden. 

Mit der Untermaßnahme 7.5 wird das Ziel verfolgt den alpinen Raum aufzuwerten und die große Be-
deutung für den Tourismus und Erholung hervorzuheben. 

Der Wald ist gemeinsam mit den Almen ein privilegierter Lebensraum, den immer mehr Einheimi-
sche und Gäste in der Freizeit für sportliche Tätigkeiten und Erholung nutzen. 

 

Beitrag der Untermaßnahme zur Abdeckung des auf lokaler Ebene erhobenen Bedarfs 

Bedarf 9 Erhalt der einzigartigen Natur- und Kulturlandschaft und der Ur-
sprünglichkeit sowie verbesserte Inwertsetzung der kulturhistori-
schen Potenziale 

Bedarf 10 Forcierung der  Kooperation  zwischen den Akteuren aus Touris-
mus, Landwirtschaft, Gastronomie, Handwerk und Handel 

Bedarf 13 Ausbau Infrastrukturen für alternativen Wintertourismus 
Bedarf 14 Förderung von typischen Bauelementen und für den Erhalt der 

Baukultur bzw. landschaftlichen Elementen 
Bedarf 24 Stärkung des Bewusstseins für bestehende Natur- und Kultur-

denkmäler sowie Schaffung von Einrichtungen und Initiativen, die 
ein Alleinstellungsmerkmal für die Region darstellen 

 

Beitrag der Untermaßnahme zu den Prioritäten und Schwerpunktbereichen sowie zu den the-
matischen Zielen der Lokalen Entwicklungsstrategie 

Die vorgesehene Untermaßnahme leistet einen Beitrag zur Priorität 6 - Förderung der sozialen Inklu-
sion, der Armutsbekämpfung und der Wirtschaftlichen Entwicklung in ländlichen Gebieten; Schwer-
punktbereich 6a - Erleichterung der Diversifizierung, Gründung und Entwicklung kleiner Unternehmen 
und Schaffung von Arbeitsplätzen; Schwerpunktbereich 6b - Förderung der lokalen Entwicklung in 
ländlichen Gebieten. 

 

Beitrag zum thematischen Ziel der lokalen Entwicklungsstrategie: 

- Nachhaltiger Tourismus 

 

Beitrag der Untermaßnahme zu den übergreifenden Zielen der ländlichen Entwicklung 

Der innovative Aspekt besteht darin, dass die Untermaßnahme 7.5 mit der Priorität 6 verknüpft ist 
(soziale Eingliederung, Armutsbekämpfung und wirtschaftliche Entwicklung in ländlichen Gebieten). 
Sie setzt auf qualitativer Innovation zu Gunsten der ländlichen Bevölkerung. Dadurch kann das touris-
tische Angebot gesteigert und die lokale Wirtschaft in den Randzonen des Berggebietes unterstützt 
werden. 

 



Beschreibung der Art des Vorhabens 

Typologie der geplanten Vorhaben: es handelt sich um materielle Investitionen institutioneller Art und 
von allgemein öffentlichem Interesse zur Errichtung, Erneuerung, Verbesserung, Wiederaktivierung 
und Ausbau von land-, forst- und almwirtschaftlichen Infrastrukturen, die dem Tourismus, der Erholung 
dienen und von touristischem Interesse sind. 

Bei den geplanten Vorhaben ist zu unterscheiden zwischen jenen, bei welchen die Abteilung Forst die 
Arbeiten in Eigenregie ausführt, und jenen, bei welchen die Arbeiten von anderen Begünstigten durch-
geführt werden. 

Hinsichtlich der Vorhaben wird zwischen Standardmaßnahmen und speziellen Maßnahmen unter-
schieden. Die Standardmaßnahmen betreffen vorwiegend die außerordentliche Instandhaltung und 
Aufwertung bestehender Steige. Diese werden nach den Bestimmungen des ELR, Untermaßnahme 
7.5 durchgeführt, jedoch mit dem vorgesehenen Budget der LES finanziert. Die speziellen Maßnah-
men betreffen hingegen vorwiegend naturalistische, kulturelle und historische Themenwege sowie die 
Errichtung, Erneuerung, Verbesserung und Wiederinstandsetzung von öffentlichen Infrastrukturen., 
welche laut vorliegender Beschreibung durchgeführt und organisiert werden.  

Die Standardmaßnahmen werden durch die Abteilung Forst durchgeführt, die speziellen Maßnahmen 
durch die jeweiligen Begünstigten unter Befolgung der üblichen Prozeduren für die Vergabe von Auf-
trägen lt. Vergaberecht. 

Die von der Maßnahme geplanten Vorhaben beziehen sich auf Art. 20, Absatz 1, e) der Verordnung 
(EU) des Rates Nr. 1305/2013. 

Die vorgesehenen Investitionen sind einzig und allein mit touristischen Infrastrukturen verknüpft. 

 

Art der Unterstützung: 

Die institutionelle Durchführung der Arbeiten in Eigenregie durch die Abteilung Forst ist auf die vom 
Forstgesetz vorgesehene Nutzungseinschränkung zurückzuführen, weil die öffentliche Verwaltung die 
Bewirtschaftung der Wald – und Almflächen streng kontrollieren. 

Im Zuge der Umsetzung der Maßnahme müssen negative Auswirkungen auf die Umwelt und die Land-
schaft weitestgehend vermieden werden; dies kann nur durch das Vorhandensein von technisch qua-
lifiziertem Personal mit entsprechender Fachkompetenz, also durch die technischen Ämter des Lan-
des gewährleistet werden. Dies ermöglicht die bestmögliche Qualität der Bauwerke zu erzielen, wobei 
vor allem in den besonders sensiblen Gebieten, die Umweltwirkung verbessert und die negativen Aus-
wirkungen während der Bauausführung in Grenzen gehalten werden. 

Zusätzlich gibt es auch wirtschaftliche Rechtfertigungskriterien: es gibt ein gültiges Landespreisver-
zeichnis, welches jährlich von der Fachkommission genehmigt wird (Art. 2 und Art. 3 des Landesge-
setzes Nr. 23 vom 19. November 1993). In diesem Verzeichnis sind die Einheitspreise niedriger als 
auf dem Markt, weil die Arbeiten, welche von der öffentlichen Verwaltung durchgeführt werden, keine 
Gewinnspanne beinhalten. Es sind somit Arbeiten, die zu dem günstigsten Marktpreis umgesetzt wer-
den können. 

Die Inhouse–Ausführung der Arbeiten durch die Landesverwaltung ist somit unter qualitativen techni-
schen sowie Kostengründen das bestmöglichste Angebot, das auf dem Markt erreicht werden kann. 

 

Begünstigte 

Standardmaßnahmen: Autonome Provinz Bozen – Abteilung Forst für die Arbeiten in Eigenregie;  

Spezielle Maßnahmen: Gemeinden, Bezirksgemeinschaften und Eigenverwaltungen bürgerlicher Nut-
zungsrechte sowie Tourismusorganisationen. 

 

 

Förderfähige Kosten 

Beschreibung der zugelassenen Vorhaben: 

 

Standardmaßnahmen 



- Vorhaben zur Erneuerung, Verbesserung und Wiederinstandsetzung von touristischen Infra-
strukturen von gemeinsamen öffentlichem Interesse, welche in der Landesdatenbank aufschei-
nen: 

- Maßnahmen zur Verbesserung und Aufwertung von Verbindungssteigen zwischen landwirt-
schaftlichen Betrieben und Wohngebieten; 

- Maßnahmen zur Verbesserung und Aufwertung von Wandersteigen zu Wäldern und Almen; 

- Maßnahmen zur Verbesserung und Aufwertung von Steigen, Wegen und nicht motorbefahrbare 
Zulaufstrecken und Aussichtspunkte und Rastplätze; Dazu gehören auch Saumpfade und 
Steige entlang von Wasserwaalen, die als landwirtschaftliche Infrastrukturen von großer touris-
tischer Attraktivität sind. 

Neue Steige werden nicht errichtet und finanziert mit Ausnahme jener, welche aufgrund eines territo-
rialen Ansatzes zur Erreichung von mehreren synergetischen Zielen ausgerichtet sind und entspre-
chend im technischen Bericht des Projektes beschrieben sein müssen. 

- Ankauf und Errichtung von Beschilderung, Informationstafeln zu touristischen Zwecken; 

- Bauliche Investitionen sowie technische Spesen zur Errichtung, Erneuerung, Verbesserung und 
Wiederinstandsetzung von öffentlichen Infrastrukturen (z.B. Almen, Naherholungszonen), die 
der touristischen Nutzung und Erholung dienen. 

 

Spezielle Maßnahmen 

- Errichtung von naturalistischen, kulturellen und historischen Themenwegen; 

- Ankauf und Errichtung von Beschilderung, Informationstafeln zu touristischen Zwecken; 

- Bauliche Investitionen sowie technische Spesen zur Errichtung, Erneuerung, Verbesserung und 
Wiederinstandsetzung von öffentlichen Infrastrukturen (z.B. Almen, Tourismusinformationszen-
tren, Naherholungszonen), die der touristischen Nutzung und Erholung dienen 

 

Bedingungen für die Förderfähigkeit 

Die finanzierte Infrastruktur muss sich entweder im öffentlichen Eigentum befinden, oder - im Falle 
eines privaten Eigentums - muss nachweislich öffentlich genutzt werden können und mit einem Ge-
brauchsrecht geregelt werden. 

Die Kosten zur Umsetzung des genehmigten Projekts verstehen sich einschließlich der vorgesehenen 
Arbeiten (Kosten für den Ankauf von Material und Miete von Maschinen mit oder ohne Personal, Aus-
gaben für die Handarbeit) und den Projektierungs- und Bauleiterkosten, sofern diese effektiv anfallen 
(insbes. für lokale öffentliche Körperschaften und private Träger im öffentlichen Interesse). 

Begriffsbestimmung von Investitionen in Infrastrukturen in kleinem Ausmaß: 

Die im Sinne der vorliegenden Untermaßnahme 7.5 vorgesehenen Beihilfen beziehen sich auf Inves-
titionen in Infrastrukturen mit Kosten unter 800.000 €, deren Wirkungen auf die Bevölkerung der länd-
lichen Berggemeinden der Provinz fallen. Die Untermaßnahme 7.5 bezieht sich auf Investitionen, die 
ausschließlich innerhalb des LEADER-Gebietes realisiert werden. 

Spezielle Maßnahmen: 

Investitionen gemäß gegenständlicher Untermaßnahme kommen für eine Förderung in Betracht, wenn 
die dazugehörigen Vorhaben in Übereinstimmung mit Plänen für die Entwicklung von Gemeinden und 
Dörfern in ländlichen Gebieten und deren Basisdienstleistungen durchgeführt werden, sofern es sol-
che Pläne gibt, und müssen mit jeder einschlägigen lokalen Entwicklungsstrategie im Einklang stehen.  

Es ist dabei nicht zwingend notwendig, das die Investitionen in den genannten Plänen für die Entwick-
lung von Gemeinden vorgesehen sind, jedoch ist von der zuständigen Verwaltung mit entsprechen-
dem Beschluss/Bescheinigung zu bestätigen, dass das Vorhaben nicht im Gegensatz zu den genann-
ten Plänen steht. 

 
Grundsätze im Hinblick auf die Festlegung von Auswahlkriterien 

Die der LAG vorgelegten Projektvorschläge werden von Seiten der LAG einem Auswahlverfahren auf-
grund der nachstehenden Grundsätze unterzogen: 

1. Auswirkungen des Projekts auf die Familie und auf besonders benachteiligte Altersstufen, wie 
beispielsweise junge Leute und Personen über 50, sowie im Hinblick auf die Förderung der 
Chancengleichheit; 



2. Umfang sowohl der Auswirkungen des Projekts auf die Gemeinschaft als auch des Beteiligungs-
grads auf lokaler Ebene (kollektiver oder individueller Ansatz); 

3. Innovations- und Pilotcharakter des Projekts auf lokaler Ebene; 
4. Übergreifende Auswirkungen: Grad der Erreichung der Ziele des LEP, der jeweiligen Maßnahme 

oder eventuell mehrerer Maßnahmen; 
5. Übergemeindliche Wirkung des Projektes; 
6. Beitrag zur Optimierung des örtlichen Wanderwegenetzes; 
7. Nutzbarkeit der Infrastruktur für unterschiedliche Zielgruppen. 

 

(Anwendbare) Beträge und Fördersätze 

Es sind ausschließlich öffentliche Beiträge in Form von Kapitalbeiträgen vorgesehen, welche prozen-
tuell auf die Gesamtkosten der zur Finanzierung zugelassenen Kosten berechnet werden. 

Der Maximalbeitrag der zur Finanzierung zugelassenen Kosten beträgt 80%. 

Die restlichen Kosten werden von den Begünstigten aufgrund der jeweiligen buchhalterischen und 
verwaltungsmäßigen Vorschriften auch in Form von Eigenleistungen gedeckt. 

 
Für Projekte öffentlicher Natur, bei denen die beantragte Kostensumme den Betrag von 200.000,00 
Euro übersteigt und die auf die Befriedigung lokaler Bedürfnisse in Bezug auf Infrastrukturen 
und/oder Dienstleistungen zur Verbesserung der Lebensqualität in ländlichen Gebieten des LEA-
DER-Gebiets abzielen und welche durch öffentliche kommunale und/oder übergemeindliche öffentli-
che Körperschaften umgesetzt werden, kann der Fördersatz von Seiten der LAG auf bis zu 100,00% 
der förderfähigen Kosten festgesetzt werden, falls zusätzlich zu den oben genannten Bewertungskri-
terien folgendes zutrifft: 

 
 Das Projekt hat eine objektiv nachweisbare übergemeindliche Wirkung oder erstreckt sich über 

mehrere Gemeinden und wird von einer übergemeindlichen Körperschaft eingereicht, 
oder 
 Das Projekt wird von einer Gemeinde eingereicht und von einer weiteren oder mehreren Ge-

meinden im Rahmen einer Vereinbarung/Konvention mit unterstützt 
 
Falls es sich nicht um ein übergemeindliches Vorhaben handelt, kann der erhöhte Fördersatz von 
100% angewandt werden, falls mindestens zwei der folgenden Voraussetzungen zutreffen: 

 
 Die beantragende Gemeinde fällt in die Gruppe jener Gemeinden, die aufgrund der WIFO-Ana-

lyse (veröffentlicht im Oktober 2011) zu den Südtiroler Gemeinden in die sog. Gruppe 6 (schwa-
che Bevölkerungsentwicklung und schwache Wirtschafts- und Sozialstruktur) oder in die sog. 
Gruppe 7 (Gemeinden mit sehr schwacher Bevölkerungsentwicklung und sehr schwacher Wirt-
schaftsstruktur) eingeordnet wurden  

 Das Projekt wird im historischen Ortskern (A-Zone oder B-Zone) einer Gemeinde des LEADER-
Gebiets umgesetzt und/oder es wird ein Gebäude saniert, das unter Ensembleschutz bzw. unter 
Denkmalschutz steht 

 Das Projekt sieht die Sanierung und/oder Wiederverwendung eines oder mehrerer leerstehen-
der Gebäude im besagten Ortskern (A-Zone oder B-Zone) vor 

 Das Projekt beinhaltet eine Infrastruktur, die eine Verbindung von einer Gemeinde im LEADER-
Gebiet zu einer Nachbargemeinde herstellt (die Investition erfolgt ausschließlich im LEADER-
Gebiet) 

 Das Projekt betrifft – zumindest teilweise, ein Gebiet mit besonderem Schutzstatus (National-
park, Naturpark, Natura2000 u.ä.) und ist in Abstimmung mit den zuständigen Behörden konzi-
piert und ausgearbeitet worden 

 

Bei den Standardmaßnahmen werden technische Spesen bis zu maximal 10% der anerkannten In-
vestitionskosten anerkannt. 

Bei den speziellen Maßnahmen werden technische Kosten bis zu maximal 5% sowie unvorhergese-
hene Ausgaben bis zu maximal 3 % der anerkannten Investitionskosten anerkannt. 

Die MwSt. ist zulässig, wenn nicht absetzbar. 

Sind die Voraussetzungen erfüllt, so erfolgt die Beitragsgewährung im Rahmen des De-minimis Re-
gimes gemäß Verordnung 1407/2013 

 



UM Gesamt-
kosten (€) ** 

Beitrags-
satz (%) 

Öff. Beitrag 
(€) 

% EU Quote EU % Staat Beitrag 
Staat 

% Pri-
vat 

Quote privat 
** 

7.5 1.603.193,06 80/100 1.282.554,45 43,12% 553.037,48 56,88% 729.516,97 20/0 320.638,61 

 

** Die in diesen Spalten angeführten Beträge der Gesamtkosten bzw. der privaten Quote könnten geringer ausfallen, falls von 
der LAG Projekte mit einem Fördersatz von 100% ausgewählt werden 

 

Möglichkeit der Auszahlung von Vorschüssen 

Für die Auszahlung des Vorschusses in Höhe von max. 50% des genehmigten Beitrags ist eine Bank-
garantie oder gleichwertige Sicherheitsleistung über 100% des Betrags des Vorschusses zu hinterle-
gen. 

Laut Artikel 67, 1a) des EU- Reglements Nr. 1303/2013 sind Teilliquidierungen aufgrund und im Ver-
hältnis der bereits durchgeführten Arbeiten vorgesehen. Für eine Liquidierung ist die Vorlage eines 
entsprechenden Liquidierungsansuchens samt dazugehörigen saldierten Rechnungen notwendig. 

Für öffentliche Körperschaften ist die Hinterlegung einer Bankgarantie oder gleichwertiger Sicherheits-
leistungen nicht notwendig. Diese Garantie kann durch einen entsprechend rechtskräftigen Be-
schluss/Akt des gesetzmäßigen Verwaltungsorgans ersetzt werden. 

 

Weitere Anmerkungen zur Umsetzung der Untermaßnahmen 

Die Begünstigten der Beihilfen im Sinne der gegenständlichen Untermaßnahme müssen sich verpflich-
ten, die Zweckbestimmung für das finanzierte Vorhaben für mindestens 10 Jahre ab Auszahlung des 
Endbetrages der Beihilfen für die Investitionen nicht zu verändern 

 

 


